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INSERAT

Ein Brückenbauer über
alle Grenzen

André-Paul Weber, der am Sonntag-
abend im Alter von 88 Jahren in Saint-
Louis gestorben ist, war weit mehr als
ein «Berufselsässer». Er, der die Schre-
cken des Krieges erlebt hat, war ein
überzeugter Europäer, der sich zeitle-
bens für das Verbindende im Dreiland
einsetzte. Nichts könnte sein Wirken
besser symbolisieren als die 1979 er-
baute Palmrainbrücke zwischen Weil
am Rhein und Huningue, deren Vater
er war.

Seine Verdienste um die deutsch-fran-
zösische Zusammenarbeit wurden ihm
hoch angerechnet. Er war Träger des
Bundesverdienstkreuzes und Ritter der
Ehrenlegion. Zudem erhielt er 2007
den europäischen Kulturpreis der pri-
vaten Stiftung Pro Europa und 2014 zu-
sätzlich den «Deutsch-französischen
Preis für kulturelle Kommunikation»
als «Brückenbauer zwischen Men-
schen, Regionen und Staaten und als
Fackelträger des europäischen Geistes
am Oberrhein», wie Wikipedia ver-
merkt.

Starke Beziehungen pflegte er auch zu
Basel und der Schweiz. Er war dabei,
als die Regio Basiliensis und die Elsass-
Freunde Basel gegründet wurden. Zu-
dem spielte er eine wichtige Rolle im
Rahmen der Oberrheinkonferenz und
beim Euroairport. Weber, der in Hunin-
gue gelebt hat und am 26. November
1927 in Mulhouse geboren worden war,
hat als Unternehmer, Politiker und
Schriftsteller viele Spuren hinterlassen.
Er verfasste zahlreiche Bücher und Es-
says über seine Heimat, nicht wenige
auch auf Elsässisch. In jungen Jahren
scharte er eine Theatergruppe um sich
und war auch sonst besorgt dafür, dass
das Elsass mit kulturellen Angeboten
versorgt wurde. Später wurde er zum
Firmengründer und zum Standortför-
derer. So ist es seiner Initiative zu ver-
danken, dass in Village-Neuf im Norden
seines Wohnortes Huningue eine In-
dustriezone entstand. (BZ)
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Man kann es drehen und wenden, wie
man will: Eine buchstabengetreue Um-
setzung der Masseneinwanderungsiniti-
ative (MEI) verstösst gegen die Grund-
prinzipien der EU der freien Zu- und
Auswanderung. Das wurde an der Ver-
anstaltung des «Thinktanks» Metroba-
sel am Montagabend im Rathaus klar.
Und dass damit die bilateralen Abkom-
men der Schweiz mit der EU auf dem
Spiel stehen, sei mehr oder weniger bei
allen bislang vorliegenden MEI-Umset-
zungsvarianten so, brachte es Metroba-
sel-Direktorin Regula Ruetz auf den
Punkt. 

Die Schweiz hat sich mit dem for-
schen Zeitplan der Umsetzung selbst in

Schwierigkeiten gebracht, und es sei zu
befürchten, dass die Schweiz die MEI
nicht einvernehmlich umsetzen kann.
Sprich: Sie wird irgendwie geartete Zu-
wanderungskontingente einführen. Der
angekündete Ausstieg Grossbritanniens
dürfte bewirken, dass die Schweiz in
der Diskussion mit der EU hinten anste-
hen muss. Der Fall Grossbritannien hat
eine nochmals andere Dimension.

Martin Naef, Nationalrat und Co-Prä-
sident der Parlamentarischen Gruppe
Schweiz–EU, stellte fest, das die Rechts-
aussen-Parteien in Europa zwei The-
men raffiniert miteinander verknüpfen
würden: Europa-Skepsis und Zuwande-
rung. «Wenn wir keine Lösung finden,
gibt es kein Horizon 2020 mehr», also
keinen Zugang der Schweiz zu For-

schungsprogrammen in der EU. Die
Aufarbeitung dieser MEI-Abstimmung
werde Jahre dauern und viele Kräfte
absorbieren.

«Den Preis nicht genannt»
An der Podiumsdiskussion ging es

auch um die Frage, wie es so weit kom-
men konnte, dass sich die Schweiz in
diese Lage manövriert hat. Grossrat
Stephan Mumenthaler (FDP) meinte,
man habe den Menschen «den Preis
nicht genannt», den diese MEI kostet.
Was Rudolf Minsch, Chefökonom des
Spitzenverbandes Economiesuisse, na-
türlich konterte: Der Verband müsse
Anstoss geben, der Ball müsse von der
Politik aufgenommen werden. Regie-
rungsrat Christoph Brutschin meinte,

es laufe vermutlich auf ein «Durchwurs-
teln» hinaus, man schaut, dass man mit
Klauselsystemen den Druck wegnimmt,
Zeit gewinnt – eine Lösung sieht auch
er nicht. Klar sei nur, dass die Region
Basel mit ihrer Industrie und Wissen-
schaftsballung sowie den vielen Tau-
senden von Grenzgängern von der Pro-
blematik extrem stark betroffen sei.

Personenfreizügigkeit dürfe nicht zur
Migrationssteuerung verwendet wer-
den, sondern sie sei eine Errungen-
schaft der europäischen Integration,
sagte Andreas Schwab, Europa-Abge-
ordneter und Zuständiger für die Bezie-
hungen Schweiz–EU. Die Niederlas-
sungsfreiheit sei eine Freiheit, ein
Grundpfeiler der EU und deshalb nicht
einfach verhandelbar (siehe unten).

Zuwanderungsbegrenzung Veranstaltung von Metrobasel zeigt Limiten deutlich auf
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Schlamassel – selbst verschuldet

An der Abendveranstaltung von Metro-
basel referierte unter anderen der
deutsche EU-Abgeordnete Andreas
Schwab über die aktuelle Situation der
EU. Wir befragten ihn nach dem Anlass
zur Sicht der EU auf die Schweiz.

Herr Schwab, wie erlebt die EU die
Schweiz?
Andreas Schwab: Die Schweiz ist ein
souveräner Staat mitten in Europa und
kann sich deshalb nicht von allen Ent-
wicklungen in Europa lossagen. Aber
die Schweiz hat natürlich auch ihre ei-
genen Vorstellungen davon, wie Zu-
sammenhalt und politische Entschei-
dungen organisiert werden sollen, und
beides in Übereinstimmung zu bringen,
ist im Einzelfall nicht immer ganz ein-
fach, weil die Schweiz nicht Mitglied
der Europäischen Union ist.

Was würden Sie der Schweiz raten?
Als Jurist sage ich: Verfassungsrechtlich
betrachtet ist die Schweiz in einer Di-
lemma-Situation. Sie hat eine Verfas-
sung, die ganz objektiv nach dem 9. Fe-
bruar 2017 den Bilateralen Verträgen
widerspricht, weil gemäss der Abstim-
mung ab diesem Datum die Massenein-
wanderungsinitiative umgesetzt sein
muss. Aber die Schweiz hat sich diesen
Bilateralen Verträgen völkerrechtsver-

bindlich unterworfen. Es gibt also nur
zwei Möglichkeiten: Entweder die Ver-
fassung wird geändert oder die völker-
rechtlichen Verpflichtungen. Da kön-
nen wir als Europäische Union wenig
dabei helfen. Wir würden uns wün-
schen, dass die gute und erfolgreiche
Zusammenarbeit mit den Schweizer
Partnern fortgeführt wird, aber der
Schlüssel dazu liegt in der Schweiz.

Was wäre für die EU am besten?
Wenn die Schweiz den Grundsatz der
Personenfreizügigkeit sowie die ande-
ren Grundfreiheiten grundsätzlich wei-
terhin akzeptiert, aber eben auf den
heute schon bestehenden Streitschlich-
tungsmöglichkeiten im Rahmen des Ge-
mischten Ausschusses, der auf der Ba-

sis der Bilateralen Verträge eingerichtet
ist. Dies, um sicherzustellen, dass Ver-
werfungen auf dem Arbeitsmarkt
schnell und zügig in eine Anpassung
der Personenfreizügigkeiten münden.

Sie sprechen mögliche künftige Zwi-
schenlösungen an?
Nein, die gibt es bereits im bisherigen
System. Zwischenlösungen lassen die
Bilateralen Verträge ausdrücklich zu,
weil man eben festgehalten hat, dass
die Schweiz als souveränes Land dieses
Prinzip akzeptiert, aber eben nicht in
jedem Einzelfall. Der Gemischte Aus-
schuss, in dem die Schweiz und die 28
EU-Partner vertreten sind, ist genau da-
für da, es ist ein Streit-Beilegungsgremi-
um. Darum haben viele in der EU nicht

verstanden, warum es überhaupt die
MEI gab. Im Einzelfall kann dieser Ge-
mischte Ausschuss sehr wohl Anpas-
sungen prüfen, wenn ein Vertragspart-
ner unverhältnismässige Belastungen
nachweist.

Welche Auswirkungen hat der Bre-
xit auf die EU?
Das Ausscheiden der Briten aus der
Union ist für uns ein Weckruf, der uns
zwingt zu überdenken, ob wir den nor-
malen Bürger mit unserer Arbeit ei-
gentlich erreichen, oder ob es am Ende
nicht viel mehr die Nationalstaaten
sind, die die Bürger erreichen. Es wird
diesbezüglich viele Diskussionen ge-
ben, und es ist schon möglich, dass
man die Schweiz darob ein bisschen
vergisst.

Wo sehen Sie die EU in zehn Jahren?
Ich hoffe, dass wir mit den Briten zu ei-
ner pragmatischen Lösung kommen, bei
der die Briten am Ende das bezahlen,
was sie nach europäischem Recht eigent-
lich schon immer hätten zahlen müssen,
also dass sie ihren Rabatt verlieren, den
sie bisher genossen haben. Auch für die
Schweiz hoffe ich auf eine pragmatische
Lösung, die die Grundfreiheiten beibe-
hält, der Schweiz aber die Sicherheit gibt,
dass, wenn es unverhältnismässige und
unangemessene Lasten gibt, diese die
Schweiz nicht alleine tragen muss.

EU-Abgeordneter Andreas Schwab: «Die Schweiz steckt im Dilemma»
Interview

Regierungsrat
Christoph Brut-
schin mit dem aus
Villingen-Schwen-
ningen stammen-
den Andreas
Schwab (rechts).
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